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§ 2

Grundsätze

(1) Die Verkehrsbetriebe haben die Verkehrsanlagen so zu 
gestalten, instand zu halten und zu betreiben, daß in der Um­
gebung dieser Verkehrsanlagen ausgehend von den gesell­
schaftlichen Erfordernissen
— auf das bestimmungsgemäße Nutzen von Grundstücken 

Rücksicht genommen wird,
— Beeinträchtigungen so gering wie möglich gehalten werden 

sowie
— Schäden und Gefahren für Bürger und Betriebe verhütet 

werden.

(2) Die Grundstücksnutzer haben durch das verantwortungs­
bewußte Wahmehmen ihrer sich aus dieser Verordnung erge­
benden Rechte und Pflichten zur Gewährleistung der Sicher­
heit und der Verkehrsdurchführung in der Umgebung von 
Verkehrsanlagen beizutragen. Sie haben ihre Rechte bei der 
Nutzung der Grundstücke so auszuüben, daß die Verkehrs­
anlagen und die Verkehrsdurchführung weder gefährdet noch 
beeinträchtigt werden. Maßnahmen, die die Verkehrsanlagen 
oder die Verkehrsdurchführung gefährden könnten, sind 
vorher mit den zuständigen Verkehrsbetrieben abzustimmen.

(3) Die Verkehrsbetriebe haben die Grundstücksnutzer bei 
der Wahrnehmung ihrer sich aus dieser Verordnung ergeben­
den Rechte und Pflichten zu beraten und zu unterstützen.

Zweiter Abschnitt

Sicherheitsbereiche in der Umgebung 
von Verkehrsanlagen

§3

Nutzung von Grundstücken in Sicherheitsbereichen

(1) In Sicherheitsbereichen von Verkehrsanlagen sind die 
Errichtung, Nutzung und wesentliche Veränderung von Ge­
bäuden, baulichen Anlagen und sonstigen Einrichtungen (nach­
folgend Bauwerke genannt) sowie die Vornahme von Anpflan­
zungen und die Erhaltung natürlichen Bewuchses (nachfolgend 
Pflanzungen genannt) nur nach den für diese Bereiche gelten­
den Rechtsvorschriften zulässig.

(2) Bestehen innerhalb von Sicherheitsbereichen Hindernis­
begrenzungsflächen gemäß §1 Abs. 6, dürfen auf diesen 
Flächen Bauwerke nur mit Zustimmung des zuständigen 
Verkehrsbetriebes errichtet oder wesentlich verändert werden. 
Mit der Erteilung der Zustimmung können Bedingungen ver­
bunden werden.

(3) Soweit Sicherheitsbereiche oder Hindemisbegrenzungs- 
flächen neu festgelegt werden, haben die davon betroffenen 
Grundstücksnutzer alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, 
um den Zustand herzustellen, der den Rechtsvorschriften ent­
spricht. Die erforderlichen Maßnahmen sind mit dem zustän­
digen Verkehrsbetrieb abzustimmen. Soweit Bürger betroffen 
sind, ist ihnen zur Durchführung der erforderlichen Maßnah­
men von den Verkehrsbetrieben im Zusammenwirken mit 
den örtlichen Räten Unterstützung zu gewähren.

(4) Ist zur Herstellung des Zustandes gemäß Abs. 3 die Um­
setzung oder Beseitigung von Pflanzungen erforderlich, steht 
den Grundstücksnutzern wegen der ihnen dadurch entstan­
denen Nachteile ein Anspruch auf finanziellen Ausgleich 
gegenüber dem zuständigen Verkehrsbetrieb zu.

(5) Der Anspruch gemäß Abs. 4 umfaßt die Kosten der Maß­
nahme und die eingetretene Wertminderung. Bürger haben 
darüber hinaus Anspruch auf Erstattung aller anderen Kosten, 
die ihnen im Zusammenhang mit der Durchführung dieser 
Maßnahmen entstanden sind.

Dritter Abschnitt

Mitbenutzung von Grundstücken 
durch Verkehrsbetriebe

§4
Abschluß des Mitbenutzungsvertrages

(1) Soweit es zur Gewährleistung der sicheren Verkehrs­
durchführung sowie zum Schutz der Bürger und des sozialisti­
schen Eigentums erforderlich ist, sind die Verkehrsbetriebe 
berechtigt, Grundstücke mitzubenutzen. Darüber ist zwischen 
dem Verkehrsbetrieb und dem zur Nutzung des betroffenen 
Grundstücks Berechtigten (nachfolgend Nutzungsberechtigter 
genannt) ein Mitbenutzungsvertrag abzuschließen.

(2) Ist der Nutzungsberechtigte nicht gleichzeitig Rechts­
träger oder Eigentümer des Grundstücks, das mitbenutzt 
werden soll, bedarf der Abschluß des Mitbenutzungsvertrages 
der vorherigen Zustimmung des Rechtsträgers oder Eigen­
tümers. Der Abschluß eines Vertrages über eine vorüberge­
hende Mitbenutzung bedarf der Zustimmung durch den 
Rechtsträger oder Eigentümer nur dann, wenn dessen Rechte 
durch die Mitbenutzung beeinträchtigt würden.

(3) Beim Bestehen eines genossenschaftlichen Nutzungs­
rechts am Grundstück ist der Mitbenutzungsvertrag über die 
dauernde und die vorübergehende Mitbenutzung mit der 
Genossenschaft abzuschließen. Die Vorschriften des Abs. 2 
finden keine Anwendung.

(4) Der Grundstücksnutzer kann von dem das Grundstück 
mitbenutzenden Verkehrsbetrieb eine angemessene Entschädi­
gung verlangen, soweit seine Rechte durch die Mitbenutzung 
wesentlich beeinträchtigt werden. Weitere Ansprüche bleiben 
unberührt.

§5
Inhalt und Form 

des Mitbenutzungsvertrages
(1) Im Mitbenutzungsvertrag sind insbesondere Vereinba­

rungen zu treffen über
— den Umfang der Mitbenutzung,
— die Art und Weise der Mitbenutzung,
— die Dauer der Mitbenutzung,
— die Rechte und Pflichten der Vertragspartner,
— die Entschädigung.

(2) Das Recht zur Mitbenutzung im Sinne dieser Verord­
nung umfaßt das Recht
— zum Errichten, Instandhalten, Ändern, Erweitern und Be­

treiben von Verkehrsanlagen,
— zur Lagerung von Gegenständen und Material zur Siche­

rung der Verkehrsdurchführung.
(3) Als mitzubenutzende Fläche sollen grundsätzlich nicht 

mehr als 50 m2 je Verkehrsanlage vereinbart werden. Die Ver­
einbarung über die Mitbenutzung einer größeren Fläche ist 
nur im Ausnahmefall bei Vorliegen besonderer Erfordernisse 
(z. B. zur Errichtung von Stützmauern) zulässig.

(4) Der Mitbenutzungsvertrag soll schriftlich geschlossen 
werden. Er bedarf der Schriftform, soweit er über eine dau­
ernde Mitbenutzung geschlossen werden soll.

§ 6

Änderung und Aufhebung 
des Mitbenutzungsvertrages

(1) Der Mitbenutzungsvertrag ist zu ändern, wenn dies in 
Übereinstimmung mit den volkswirtschaftlichen Erfordernis­
sen zur Wahrung berechtigter Interessen der Vertragspartner 
notwendig ist.

(2) Der Mitbenutzungsvertrag ist aufzuheben, wenn der 
Verkehrsbetrieb dies fordert. Der Verkehrsbetrieb hat dem 
Vertragspartner und, soweit Rechtsträger oder Eigentümer der


